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els Urkundsbeamter

in dem Rechtssivelt der Geschiftsstelle

der Firma M a - Landtechniik,
Gesellschaft mit beschrinkter Haftung, in DTGNP
Ge@D, vcrtreten durch ihre Geschidftsfithrer Loulh
und LiqEEE, I o, » DS,

| Bellagten, Berufungsbeklagten
und Revisionskligerin,

- ProzeBbevollmichtigte: Rechtsanwdlte Prof.Dr S IENED

gegen

die Bundesversicherungsanstalt ffir Angestellte in Be@ip,
E@lstrakcd, vertreten durch ihre Geschiftsfilhrer Prigi-
dent Dr. CE® sowie die Direktoren Dr. Sch@; und

Dr. Gulp.

Eldgerin, Berufungskidgerin
und Revigionsbeklagte,

- ProzeBbevollmiichtigter: Rechtoanvalt (D -
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| Der VI, Zivilsenat des Bundeggerichtshois hat auf

% * s , | NS s

g die miindliche Verhandlung vom 6. Mai 1969 unter Mitwir-
kung des Senatsprisgidenten Lr. Engels sowie der Bundeg-
richter Dr. Webher, Profesgsor Dr. BiliBgens, Sonnabend und
Dung

% fiir Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urtelil des
1. Zivilsenats deg Cberlandesgerichts Dligsseldorf
vomm 195, Dezember 1966 aufgehoben.

Die Sache wird zur anferveiten Verhandlung und Ent-
scheidung, auch iiber die XKosten der Revision, an
das Berufungsgericht zuriickverwiesen.

Von Recnts wegen




fg Matthias Prinz

Rechtsanwalt WWW.prinz.law
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Die Beklagte vertrieb die von der Firma 4.0. S

International S5.4. in Mi(jjj P (USA) herpestellten Harvestore-

Anlagen, dic der Rationalisicerung der fierdutierung 5‘éwe?

als deren Gener 1ivertro er fur Eufopta Um fiir den Kauf der
Anlage zu werben, hatte sie bereits im Sommer 1950 eine r
Studienrcise in die USA zur Besichtigung dieser Anldlagen ani
amerikanischen Parmen organisiexrt, zu der sie vor allem Lmnd.
wirte und 1andw1rt chaftliche Berater eiqgeladen und fir die
sie bei einer amerikanischen ILuftfahritgesellschaft eln'Tlug@ *

I QO 156

veranstaltete sie eine zweite gleichartige 5tuﬂi&m:ei%eﬁ ZU

'zeug zum Hin- und Riuckflug gechartert hatte.

der sie T4 Teilnehmer gewonnen hatte. Fur diesen Flug hatte
sic bei der amerikanischen Fluggesellschaft Paul VP in
- (Ce -) eine Maschine gechartert. Den von ihr

zu*zahlenden Gesamt-Flugpreis legte sie auf die Teilnehmer

um, so dafl jeder von ihnen ihr, zusammen mit den ubrigen Heise-

kosten, 1.900 DM zu zahlen hatte. An der Reise lief sie auch
Dr. LU, dcn ILeiter ihrer Verkaufsforderungsabteilung,
und cinen weitereﬁ Angestellten teilnehmeﬁﬂ

- Aan@. — 196‘3 flogen die 76 Tei 1nehme"r‘ von
DO it eincr Maschine der Charter-Fluggesellschaft
"rri D G (Ho@D/coG), dcr dic Plug-
gesellschaft Paul Nl vegen Ausfalls der von ihr vorge— |
‘schenen Maschine den Charter-Vertrag tibertragen hatte, nach der
USA abj die Maschine war von Cpt. FEEED iiber bh—
(1rland) nach D EEED-. 8 :cbracht worden. I\Iach giner
Zv.slschen_lan&urlg in Sh@ji® iibernahm Cpt. T das Plugzeue
und star“tete an W . UEGEGEP ccgcn 3,00 Uhr frih zum Veiter-
Ilug liber den Atlantik. WVenige Minuten spédter stirygte das
Flugzeug ab; alle Insassen kamen ums Leben. |
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Einer der Reigeteilnehmer war der 58jahrige Architekt
Heinrich Gel@lD. Er hinterlie8 seine Frau und zvwei XKin-
der. Die Bunfesversicherungsanstalt fir inge- )
stcllte, hat an die Hinterbliebenen Leistungen auf Grund der
Dozialversicherungsgesetze erbracht und wird sie ihnen nach
ihrer Behauptung unter Umstéanden auch fiixr die Zukunft er-
bringen miissen. Sie verlangt von der Beklaglten prstattung
dieger Aufwendungen.

Nach dem Ungliick schloB sich ein Teil der Hinterblishe-
nen zu einer "Interessengemeinschaft Flugzeugungliick Shiliip'
zusammen. Ilhr Bevollméchtigter, Rechtsanwalt Dr. WVl i:
HEEP: vondte sich zundichst an den Haftpflichtversicherer
der PP @, nit dem schlieBlich Ende August 1963
eln.Verglelch zustandekam, nach welchem allerdings dic Hin-
terbliebenen nur die Haftungshéchstsummen des Warschauer Ab-

- kommens (Erstes Abkommen zur Vereinheitlichung des Luftpri-
vatrechts, am 12. Oktober 1929 in Warschau abgeschlossen

~ RGBl, 1933 II 1039) erhielten. Insgesamt iberwies der
Versicherer an Rechtsanwalt Dr. W@l knapp 1,5 Hillionen DN,
wogegen dieser auf weitere Anspruohe gegen die PrIEED

AR verzichtete.

Die Kligerin gibt sichﬁmit dem'ﬁnt9119 der aus dieser
Gesamtzahlung auf ihre Versicherten entfallen ist und von
dem auch sie wiederum nur einen Tell erhalten hat, nicht
gufrieden., Nach ihrer Ansicht haftet auch die Beklagte
als der vertragliche Luftfrachtfithrer des Getdteten (Art. 17
des Warschauer Abkommens /WA/). Auf die Haftungshidchstsurmnen
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deg Art. 22 WA kBnne sie sich nicht berufen, weil den Raelse
teilnehmern keine PFlugscheine ausgestellt worden selen
(Art. 3 Abs. 2 Satz 2 WA). AuBerdem, so behauvptet dic Klé-
gerin, ligen die Vorauassetzungen des Art. 25 WA vor.
Schon dio Beklagte selbst habe, als sic ohne jede vor-
herige Erkundipgung dic Pr4ED G fir den Plug
gusgewviahlt habe, grob fehrlissig gehandeltl. Derselbe
Vorvurf miisse den Leuten dieser Pluggesellschaft gemacht
werden, insbesondere dem Piloten Cpt. T \'ic sich
vor allem aug dem amtlichen Plugunfallbericht der Irischsl
Regierung, den die Klidgerin iliberreicht hat, ergebe,

Die Klagerin hat beantragt festzustellen, daB die
Beklagte verpflichtet ist, ihr die Sozialleistungen zu
‘erstatten, die sie den Hinterbliebenen des Versichertsn
bisher erbracht hat und in Zukunft werde erhringen mis-

SEeTl o

Die Beklagte hat bes+r1tteng Luftfrachu$uhrer ge—~
wesen zu'ﬁginu Ihre Aufgabe seli nur gevwesen, im Auf-
tragg_dér-ﬁeilnehmer zu deren Gunsten einen Beforderungs-
vertrag mit der ?1uggesLllﬁeh3ft ZU verm&ttemnq Bel deren
5ﬁ$wahl falle_iﬁr'k&in Verschulden zur Iast. Allenfalls
,kﬁnnﬁéﬁ die Hinterbliebenen die Hichsotbetrige des
Art. 22 WA beanspruchen, die aber durch die Zahlung d
Haftpflichtversicherers der rry }1- bereits
ge&eck% seien. Die Voraussetzungen des Art. 25 WA seien
nicht zu beweisen. Xbensowenig greife die Sanktion
des Art, 3 Abs. 2 Satz 2 VA ein; denn es seien lug-



scheline ausgestelll gewesgen. Einmal erfiillten schon

die Uﬂterlafenp die sie, die Beklagte, den Teilneh-
mern vor der Reise zugesandt habe, die Anforderungen,
die Art. 3 WA an einen Flugschein stelle. AuBerdem habe
Crt. "yl Flugscheine der PrED G itge-
bracht und sie, als er in DUEEEGzGzgoNY =-12nd SEL,

Dr. LS ivergeben, der sie als der Reiseleiter der
Gruppe fur jeden der Teilnehmer entgegengenommern

habe,
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Das Landgericht hat die Klage abgewicsen, das
Oberlandesgericht hat ihr stattgegeben.

Mit der Revision bittet die Beklagte um VWieder-
herstellung des landgerichtlichen Urteils.

Entsoheldunﬁsgruﬂde*

1o Dau EerufungwgerLCQt 1e t den vcn'ﬁer Beklagten
nit den Reisetellnehmern geschlc SeNnen Verﬁraﬂ an H&ﬂd |
der Schreiben der Be“lhgten vom Juli/August 19@1
(Anl. 3 zur Klagess Chrlft) dahin aus, daB sie sich selbst
verpflichtet habe, die Telln@hmer im Lmftwege nach den
USA und zuriick zu bef&rdernﬁ-Da agiec als Inftfrachtfilhre—
rin im Sinne des Warschauer Abkommens anzusehen sel, es
gich auch um eine entgeltliche Befcraarung genandelt

habe (Art. 1 WA), hafte sie nach Art, 17 W4, Auf die
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HEochstsummen deg Art. 22 WA kOnne sie sicn nicht berufen,
Ob die Kldgerin die unbegrenzte Haftung der Beklagten aus
Art. 25 WA herleiten konnte, 1Bt das Berufungsgericht
offen, welil sie sich schon daraus ergebe, dal die Beklag-
te gegen Art. 3 WA verstoBen habe. Sie selbst habe kKeine
Flugscheine susgestellt; ihre Schreiben an die Teillneh-
mer kdnnten nicht als Flugscheine angesehen werden. 0b
die PrdD A G Flugscheine ausgestellt und durch
Cpt. P vor dem Abflug in DS or. LGlED
habe iihergebhen lassen, konne auf sich bheruhen, wvell eg
auch dann an der Aushindigung dieser Flugscheine an die
einzelnen Reiseteilnenmer gefehlt habe,

2., Das Berufungsurteil (VersR 1968, §8%) unterliegt
ingoweit, als es die unbeschrinkte Hafltung der Beklagten
fostotellt (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 WA), durchgreifenden
rechtiichen Bedenken. |

A,

I. Die Revision meint, das Berufungﬁgarieht have
diec Feststellungsklage schon deshalb abweisen niissen,
weil die Klagerin in.def-Lage-g@wmaen sei, L@isiumggm-
klage zu erheben. Diese Rilge greift nicht durch. '

1. Die begand@ren.ﬁﬁrhﬁltniaSQ des varli@g@n&aﬁ
alles erlautten es der Xligerin, den Streit mit '
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der Beklagten mittels unbezifferter Festaotellungslkla,

¥

auszutragen,



a) Da die Anspriiche der Kldgerin ihre Grundlage
in den Haftungsbestimmungen des Warschauer Abkommens
finden, muflite sie nach Art. 29 WA ihre ¥lage binnen
zwel Jahren erheben - hier gerechnet von dem Tage ab,
an den dery Flug durch den Absturz abgebrochen worden
war, also vom . (N 1961 an. Infolgedessen
hat gie ihre von . (P 1963 datierte und am
§ @G »:i Gericht eingegangene Klage gerade
noch rechtzeitig erhoben. Eine bezifferte Leistungs-
klage einzureichen, war ihr, wie das Berufungsgericht
rechteirrtumsfrei auggefiihrt hat, nicht zuzunuben.

Erst wenige Tage guvor war die Uberweisung des
Haftpflichtversicherers der Prg D A G 11
Rechtsanwalt Dr. W@ cingegangen., Hitte die Klidgerin
eine bezifferte Leistungsklage einreichen wollen, so
hdtte sie zundchst ermitteln lassen nligsen, welcher

Teil der Gesamtilberweisung deg Versicherers auf

jeden der Verungllickten (fiir Beerdigungskosten, Unter-
halts— und Gepickschaden) entficle und hitte sodann
nach den Vorschriften des § 1 Abs. 2 des Durchfiihrungs-
gasetzes zum Warschauer Abkommen vom 15. Dezeutber 1933
(RGB1 I 1079) bestimmen lasgsen miissen, welcher Anteil
auf die Witwe und Jedes Xind entfiel. Zwar behauptet
die Revision, die Beteiligten hétten sich schon Mona-
te vorher dariiber verstidndigt, wie die auf die einzel-
nen Berechtigien entfallenden Betrége aufeguteilen sein
wiirden., Das Berufungsgericht hat diese Behaupiung Je-
doch mit Recht fiir unerheblich gehalten, well die




Klagerin auch dann nicht verpilichtet gewesen sel, ihre
Anspriiche in einer bis spitestens ER. GHIEEP 1965 cin-

zureichenden ILeilstungsklage um Betriége zu lkiirzen, dis auf eoiner

im voraus getroffenen Vereinbarung beruhten. Sie hitte
nimlich nicht schon vor dem Bingang der Versicherungs-
iiberweisungen, dic iibrigens erast am 30. August 1963 zy-
gegagl worden waren, mit Sicherheit wissen kdnnen, ob

die im voraus vereinbarten Teil-Betrige auch tatsBchlich
auf sie entfallen wiirden., Diese Frwigungen des Berufungs-—
gerichts sind rechtlich nicht zu beanstanden (vgl. RGZ 152,
19%, 197:; BGHZ 2, 251, 253). '

Ba darf auch nicht auBer acht gelassen wverden, dal
den Anwdlten der Interessengemeinschafi nur wvenige Tege
zur Klageerhebung geblieben waren und sie bhei Einrei-
chung einer bezifferten Lelstungsklage genotigt gewesen
wdren, fir jeden Klidger - die Anwédlice haben dauwals
insgesamt 71 Xlagen mit im wesenitlichen demselben
Fegtatellungsantrag eingereicht - eine gesonderte Klage
mit jeweils im einzelnen errechneten und begriindeten
Gahlungsantrigen auszuarbeiten. Dies wire eine derart
omplizicrte Berechnung gewesen, daB sie derlﬁlégerin
in den wenigen noch zur Verfiigung. stehenden Tagen nicht
sugenutet werden konnte, Angeﬁichtﬁ dés unmittelbar
bevorstehenden Fristablaufs hiatte ein Rechenfehler zu

einem Ansprucheverlust fithren ktnnen. Hinzu kommt,
daB erst mehrere Monate nach Erhebung der Klage swischen
den Hinterbliebenen und den Sozialverﬁicherunggﬁfﬁgern

e2ine Einigung dariiber erzielt werden konnte, in welchem



hatte, es halte die Qstatellung@klﬁge fiir zulissi

Verhdlinis die Zahlung des Versicherers auf die Anspriiche, q4i
die Kligerirn iibergegangen und auvf jezne, di

blicbenen verblieben waren, aufgeteilt werden sollten. Des-
halb kann hier die ¥rage, ob sich etwa die KlAgerin krarlt

¥
b

Guotenvorrechts zuerst in voller Hohe inrer Aufwendungen
aus der Versicherungsleistung hitte heiviedigen dilrfen,
unerdrtert bleiben.

b) Lag s0 bei Einreichung der ¥Klage ein rechtliches
Interesse an der Erhebung der Heststellungsiklage vor, so
wurde sie nicht dadurch unzulidgsig, dall die Klagﬁfaﬂ im
Laufe des Rechtsggtreits in der g*ge gewesen ware, Leistungs-
klage zu erheben (BGHZ 28, 123%, 127), Dazu war sie umso-
weniger verpflichtet, als sie im zweiten Rechiszug an-
gekiindigt hatte, sie wirde nunmenlr zur Leilstungsklage
iibergehen, dann aber bel der Feststellungsklage geblie~
hen ist, nachdem ihr das Berufungsgericht mitgeteilt

......i
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(vel. BGHZ 28, 123, 126),

2. Entgegen der ﬁﬂ%iﬂhﬁ der Revigion konnte vﬁw'
der Klég&rin auch nicht verlangt werden, kurzerhand
mit einer Leistungsklage Ersatz der von ihr bisher
aufgevandten Leilstungen mit dem Vorbehalt 71 ver—
langen, ihren Zahlungsantrag demnichst in der Hohe zu
ermidBigen, in der sie an der Zahlung des Vergichoerers
beteiligt werden wiirde, Ec mag dahinstehesn, ob =sie
berechtigt gewesen vire, wie die Revision unter Hin-
weis auf das Urteil BGHZ 4g 128 meint, auf Zahlung



von Unterhaltsrenten nach dem Ibrmessen deg Gerichis
(§ 287 ZP0O) zu klagen. Jedenfalls konnte von ihr
nicht verlangt werden, diesen ¥Weg zu beschresiten
(vgl. auch BGHZ 36, 38).

5. Konnte somit die Kldgerin wegen der bisher
von ihir erbrachten Lelstungen Feststellungsklage er-
heben, so konnte sie dies erst recht hinsichtlich der
Aufwendungen, die fir die Zukunft in Beitracht kamen,
Die QGrundsdive des Urteils BGHZ 5, 314, =zuf das sich die

Revigion beruft, sind hier nicht anwendbhar.

II. DienFeststellungsklage konnte &Qﬁéﬁgwﬁégéﬁ
nur dann Erfolg haben, wenn die Klager¢n auch dartat
daB ihr bzw. den Hinterbliebenen trotz des auf sie
entfallenen Anteils an der Zahlung deg Versicherers
und der ihnen anzurechnenden ErtragniSQG‘aus etwa
ererbitem Vermﬁgen; aug Lab@navergiéherungen usvi. ein
Unterhalteschaden entstanden war und entstehen wird,
der auf die Fl&g&rln uhrrg@gqng@n_uaw und iHibergehen
wird und der nicht schon von dem Betraﬁg der ihr aus
» Uberweisung des Vers icher@rﬁ zugeteil% worden war,

voll gedeckt wurde. Das BeIUIungsgerlchf hat die von
der K7iger$ﬂ VOf&GI QRTe &uf&tcllung unter diesen ue~

sichitspunks g@pruit und ist dabel zZu denm F

@rg@bnlu ge—
langt, daf3 ein solcher achaden vcrbllﬂben sel,



Die hiergegen von der Revision erhobenen Angriffe
haben keinen Erfolg,

1. Sowelt es um die kinfiigen Unterhaltsanspriiche
der Hinterbliebenen und damit um die kinftigen Reg

alpay

anspriiche der ¥Xligerin ging, konnte sich das Berufunga-

gericht wmit der Feststellung begniigen, dafl fiir das Ent-

atehen solcher Anspriiche eine gevilsse Wahrscheinlich-
keit nicht verneint wverden konne. Das entspricht der
stéandigen Rechtsprechung des Bundesgerichitshofs

(BGHZ 4, 133, 135; Senatsurteil vom 21. Oktober 1953
- VI ZR %20/52 -~ IM § 844 Abs. 2 HNr. 9). Danach brauchte
das Berufungsgericht nicht, wie die Revigion meint,
eine hohe Wahrscheinlichkeit dafiir festzustellen, daB
der Fall einer Unterheltspflicht des Verungliickten
eintreten kénnte. Denn hier ist gegen dle Beklagle weder
ein Grundurteilil erlassen noch Tegtgestellt, dal sie
ginen als schon entstanden behaupteten Schaden er-
setzen milgge,

2. Hinsichtlich der bereits entstandenen Schiden
konnte das Berufungsgericht der Fegtstellungsklage
allerdings nur statitgeben, wenn es sich davon libergzeoug-
te, daB die von der Xldgerin erhobenen Anspriche nicht
schon voll gedeckt waren (RGZ 142, 291, 293), Diese
Uberzeugung hat aber daa‘Bﬁrufungﬁgericht nach Frii-
fung der Aufstellung der Kligerin gewonnen.




a) Die Revision behauptet, bei dieser Prifung

habe das Beruifungsgericht die von der Beklagten in
ihren Schriftsiitzen vom 24, Juni und vom

14. September 1966 erhobenen Einwendungen nicht be-
ricksichtigt. Das 148t sich jedoch nicht feststellen;
dagegen spricht schon, dafB das Berufungsgericht ausg-—
driicklich betont hat, es wolle sich dem Rechenverk der
Klagerin nicht voll anschlieflen. Zu Unrecht verlangt
die Revision, das Berufungsgericht hitfte die liber die
vechselselitigen Behauptungen angetretenen Beweise
hingichtlich der HOhe des Uhterhaltsausfallﬁ'uﬂw& G-

. 4

heben nlissen. bas |

erufungsgericht hat die Beklagte
nicht zu einer Zahlung verurteilt, auch kein Grund--
urteil erlassen, sondern nur ihre grundsidtzliche Er—
satzpflicht festgestellt. Es brauchte gich daher noch
nicht die Grundlagen zu verschaffen, die bel sinen
Leistungsurteil allerdings auch dann erforderlich
sind, wenn der Schaden nach § 287 ZP0 geschédtzt vird:
der Hinwels der Revisgion auf die im Urteil BGHZ 6, 62
aufgestellten Grundsitze geht deshalb fehl. '

b) Das Berufungsgericht hat aufgrund summarischer
Priifung der Schadensherechnungen die Uberzeugung ge- |
wonnen, es bestehe eine gewlsge Wahrescheinlichkeit,
dal ein ﬁbErgangafﬁhiger Schaden vérhli&beﬂ sel. bie-
ses Verfahren unterliegt entgegen der Ansicht der Re-
vision keinen rechtlichen Bedenken; hier entsprach es
vielmehr einer gesunden ProzeBdkonomie (BGHZ 2, 250).
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Schon fir den Erlafl eines Grundurteils geniigt es,
venn sich aufgrund wenigstens summarischer Priifung

die naheliegende Moglichkeit der Verurteilung er-—

gibt (BGH IM § 304 ZPO Nr. 2; BGH VRS 4, 88; Urteil

vom 11, Dezember 1961 ~ III ZR 110/60 = WM 1962, 307).
Fiur den Erlafl eines Pestastellungsurteils konnen keine
atrengeren Anforderungen gestellt werden. Auch hier ge-
niigt eine gewisse Wahrscheinlichkeit, daBl ein noch nicht
ndher feststellbarer Schaden vorhanden ist (BGH Urteil
vom 2%, April 1964 - III ZR 140/63 —~ VersR 1964, 925,
927; Senatsurteile vom 7. Februar 1967 - VI ZR 126/65
VersR 1967, 456 und vom 11, Juli 1967 -~ ¥I ZR 115/66 -
VersR 1967, 1092)., Daf der Schaden sogar mit hoher
Wahrgcheinlichkeit eingetreten seiln mufl, wie dies fir

|

ein Grundurteil verlangt wird (Senatsurteil vom

4., Novenmber 1960 - VI ZR 138/59 -~ LM § 304 ZP0O Hr, 16)
und wie eg die Revision auch hier fordert, kann nicht
anerkannt verden. Denn dasg Feststellung verfahren geht
nicht wie bei ciner Leistungsklage anschlieflend in ein
Betragsverfahren lber; im Feststellungsverfahren mul

¢ geniigen, wenn der Schaden, der noch nicht zu iiber-

sechen ist, nach den Erfahrungen des Lebens nit einiger
Sicherheit zu erwavten steht (so RGZ 97, 118, 120).

I’as Berufungggericht hat diesen Mafstab bel seiner
summarischen, aber kritischen Priifung angelegt, wie sich
aug seinem Hinweis auf das ervibnte Urteil BGH Versk
1964, 927 ergibt. Ein Rechtsfehler ist daher nicht er-
sichtlich. DaB es etwa, als es einen Anspruch der
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Klagerin trotz der zahlreichen materiell-rechilichen
Einvendungen der Beklagten fiir wahrascheinlich hielt,
hinsichtlich dexr BSchadensbherechnung und Vorteilsaus-
gleichung von rechtlich unrichtigen Grundeitzsn aus-—
gegangen vire, kann der Revisgion nicht zugegeben wer-

3,

b d
T o3 ey o

I{I. Das Berufungsgericht leitet die Akvivliegitima-
tion der Klidgerin aus § 1542 RVO her, der gemif § 77
Abs. 2 AVG auch fiir die Bundegverﬁich@fuﬂgSangtal% gillt.
Die Revigsion behauptet, es gel "einhellige Meinung', dals

die Ersatzanspriiche aus dem Warschauer Abkommen nichdb
zu den Anspriichen gehbrten, die nach § 1542 RVO tber-
gingen, Pag ist nicht ricntig.

1. Die Revision bezieht sich auf das Urteil des
Kemmergerichts vom 28, Juli 1938 (ArchIR 1938, 295)
und dag diese Entscheidung bvestdligende Urteil des
Reichsgerichts RGZ 161, 76. HMit Recht haben jedoch
schon Haupt (ArchLR 1940, 146, 159) und'Richtér (Die
Berufsgenossenschaft 1940, 101 £f) dieses‘Ur%eil'angef'
griffen. Inzwischen hat aer Bunﬁeﬂg&richtath allgemein
ausgesprochen, dafl auch.gchadenﬁergaﬁzamsprﬁehﬁg.&i%
aus einer Vertragsverletzung hervorgehen, nach § 1542 RVO
iibergehen (BGHZ 26, 365, 371; 3%, 247, 249). Infolge-
dessen gehen auch die Anspriiche, die einem BefOrdertven
auf Grund des Befdrderungsvertrages gegen seinen Imft-
frachtfiihrer zustehen, auf die Sozgialvergicherungstréi-
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ger iiber (so mit Recht Elleser, SozVers 1959, 207;
Geigel, Haftpilichtprozed 1%. Aufl. 26. Kapitel

Ridnr. 49). Davon ist der erkennende Senat schon in
seinem Urteil vom 14. Mai 1963 (VI ZR 127/62 - LI
TuftVe Hr., 3 = NJW 1963, 1925 = VersR 1963, 773),
wenn auch ohne nghere Begrindung, ausgegangen. Hialan
ist festzuhalten (vgl. auch Wussow, Unfallhaftpflichu-
recht, 9, Aufl. TZ 903% und in VersR 1963%, 651).

2., Dies gilt nicht nur, wie die Revision meintw,
fiir Anspriiche aus § 44 LuftVG, sondern cbenso fiir
Anspriiche aus Art. 17 WA (vgl. auch das crwihute
Senatsurteil vom 14, Mai 196%; Rinck ZILW 1966, 15).
Die Ansicht von Schleicher/Reymann/Abraham (Das Recht
der Luftfahrt, %. Aufl., Art. 2% WA Anm. %) fuBt noch
- auf dem ﬁberholtén Urteil des Kammergerichts (vgl.
~Jjetzt Bd, 11 dieses Kommentars S. 244'Eu.§ 44 ITmftvG
Anm. 1%3). Fehl geht auch der Hinweis der Hevision auf
den Aufsatz von Bodenschatz ZIR 1959, 230, 276; er '
befaBt gich nieht mit dem Ubergang des hier in Rede
stehenden Anspruchs auf Schadensersatz, sondern
mit dem Erfiillungsanspruch aus einer Unfallversi-
cherung.
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B.

In der Sache selbst haben die Angriffe der Revision
zum Teil Erfolg.

1. Rechi lldh einwandfrei ‘sind allerdings die Aus-
fithrungen des Berufungsgerichts, daB die Béklagte Iult-
frachtfiihrerin gewesen ist und nach den Bestimwungen
des Warschauer Abkomnens natftet.

1. Die anwendung dieses Abkommens setzt voraus,
daB eg sich um eine zwischenstaatliche ILuftbeforderung
im Sinne des Art., 1 han&elt (vgl R 51 LuftVG), bei

“-"“#-uwﬂt'# “" “v-v*

‘ﬂbxwmmeﬁa anzueehen ist. ch.ausacnlaggebﬂndew Be-
deutung ist Gaher die Frage, ob die Reisetailnehmar

mit der Beklagten einen.Befﬁrﬁernngsvgﬁtr%g gésdh10$sen
hatten ode:r 0b diese sich lediglich auf Grund eines ihw
von den Teilnehmern erteilten Aufirages versoflicantet
hatte, fiir deren Refdrderung durch ein Iuftlahrtunter-
nehmen zu sorgen, so daB dieses, hier also die Pr@i-

R Al- der ihbnen allein haf &*nde Iuftfrachi-
fithrer wire, o

&) Zutrefferd geht das Eﬁrufi“g{ ericht von dem
.Flnlaﬁangﬂqchrelben aug, das die ﬁekl*gte ani 4. Juli
1961 an zahlreiche Lendvirte, dendvirtscheftliche Be-
rater usw,, dic¢c sie als nmigliche kdufe oder Befiirworier
eines Kaufs der von ihr vertriebenen Gﬂrf&ttﬁrménlagen
._aﬁS&h, versandt h&ta In»ﬁiesem.ﬁchreiben, (e ein An-
| meldefoﬁmular beigefligt war, heiBt es.u.g, ¢
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"Das grofle Interesse, das praktische Landwirte,
jissenschaftler und die Facnpresse denm Harvestore.
Verfahren zur Rationalils 1erung'&er Futterung ent-
gegenbrlngeng hat uns versnlaflit, im Herbst dieses
Jahres eine zweite Studienreise nach den UBA zu
organisieren, zu der wir Sie herzlich einladen.

Wir wollen vscfmaslchtlzoh&am. A 1961 *mnl
T .... starten und nach CY® fliegen.
Der Riickflug erfolgt an @P.B-1961 ab N@r YED.

Die Kosten einschl. der Busreisen und Uber-
nachtungen belaufen sich auf 1.900 DM. Es sollen
~ insgesamt 76 Personen teilnehmen.....

Die Reise wird in Deulschland durch uns ver%erezhﬁ
und in den USA durch die ¥irma 0.A. SGEE orga-

niciertoea.m

_'mlt Recht findet das Beruiungsgeriﬁht in dzesem
5chre ben noch nicht das ﬁngebe+l AV Ver*xagsahﬂﬂhluﬁg
sondern erst eine Aufforderung, bei der Beklagten die
'Tellnahme an der Reise zu beﬁnuragen¢ Eﬂ5 habe der Ver—
anglﬁckfehda&ureh getan, daﬁ;er der Beklagten den An-
'meldes¢hein ausgefullt urﬁdkgé%andt'un& ihr die 1.90C DM
.uberulesen haben Diesen Antrag habe die béklagte durch
1hx-$ch#¢¢b@n vom 23. gugust|1961 ﬁﬂgenammen}.daa lautet: ;

”Betwﬂ* 2 . hﬂRYESTﬁRE Stm&zenretge nadh USA

”mh— mm-ﬂ-ﬂ- - A gl s g W e Gtere Sitivng. Wl ~ m—-mww# “Hﬁ—*hﬁhﬂ iwﬂﬂ-_nw*

Sehr geehrter Herr (hier folgte der Name )!

WVir bestdtigen IThnen bestens dankend den Ew: pfang
von DM 1. 900 und teilen. Ihnen hierdurch mit, daf
wir fily Sie fiir die azweite HAR?ESTOREMSﬁad1Eﬂr31mE?
nach USA einen Platz fest gebucht haben. Anliegend |
erhalten Sie ein Rundschreiben mlt'wezﬁeren In~- |
struktionen fir ﬂi%ﬁ@ ¥ahrt. v

Nach der Auffaﬁﬁung des Berufangsgefleh 5 konnten
dle Teilnehmer das Einladungsschreiben der Beklagten nur
so verstehen, daB die Beklagte sich habe selbst ver—
pflichten wollen, die Luftbefsrderung durchzufiihren, wenn
auch durch Heranziechung eines Iuftfzh ¥ tunternehnens
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78 BGR). Sie habe sich nidmlich moaa&hmzieny die
PTellnehwer selbst auszurdhlen; asuch seien die Anmeldungceo
Sie zu richten gevesen: ihr hAtten dle Heigekosben

BN

ezahlt werden miissen. s habe gsich um ¢lne von deoar Be—~

.

-1 . . N ¥ R T . - o l " " m;'# ...;_ _;_‘ - - - -
liagten in ihrem Interesge veranstaltete Werbereige

Ty

L™

gehondelt. Zwar habe sie den Tellnenmern geschrieben,
23 s0lle mit einer Lockheed gefiogen werden, doch habe
sie nicht angegeben, mit welcher Luftfahrigesell-

acnaft die Teililnenhmer natiten abschliefien acollen. Ihnen

J—

Beklegte kein Iudt-

se¢i zwar bekannt gevesen, dall die

it

ranrtunternchuen war; such hatten sile wohl gewvults, dafb
sie nicht lber ein eigenes Plugzeug veriugte., Indes sei
es auch schon 1961 iblich gewesen, daB Unternehmen Luith-

Leforderungen mit Flugzeugen durchiiihrten, die sie von
Luftfahrtgesellschaften charterten.

b) Die Revision macht geltend, diese Begriindung
Berufungsgerichts verstofe gegen allgemeine Aus-
legungsgrundsitze und Ubersehe fir &ie Auslegung wesent-

1liche Unmstinde. Das 1881 sich aber nicht festeshellen.

- Die Wirdigung des Verfragﬁinh i1ts, zu der das

eru furg gericht aufgrund einer ﬁuqleguvﬁ der von beiden
ﬁeiﬁen,au sdriiclkklich oder mtmllseﬂu91gend abgegebenen
Willenserklsrungen gelangt ist (§§ 133, 157 BGB), ist

P

mﬁglicﬁ; sie verletzi weder Denkgesetze noch Erfahrungs-—

aitre. Z2u Unrecht meint die Revision, hier gehie e3 wn

die Auslegung wmusterndfiger typischevr Vertrags OﬁdiﬂQUﬂﬁGﬂﬁ

DaB die Beklsgte mit allen YTeilnehmern gleichlautende
Vertrige abgeschloggen hat, dndert nichts daran, dal
Individualerkléarungen zu deuten waren.
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Dag Berutungsgericht isv der Behauptuug der Be-

wisgiten. . nacngegangen, sic habe gich nicht selbst nu elner

Reforderung verpflichiten, sondern nur den Teilnehmern
‘den AbschluBl eines EPfOTdeHPQhV@ftP{LQE mit einer von
inr

hers ”@&f@?@ﬂen Luiftlfahrtgesellschaft vermitteln wollen
Dag Berufungsgericht will zvar nicht susgschlieles

die Beklagte nur als Vermittlerin habe asuftreten wollen,

mein’y ab&f sie hitite dies in einer fiir die Tel Irniehmer
irlaren ﬁeiﬁc ausdriicken milssen.

aa) Dic Re chtsstellung der Beklagten im Verhilinis
zu den Teilnehmern kann nicht wie sie wiederholt cinge-
wandv-hat, mit der eines Reisebiiros verglieamﬁ Verien.

AV s S e . et urmne

Im allgemeinen will ein Reisebliro, eine Reiscageniur alc

angebotenen Flugreisen nur vermitteln. ¥ichi das Relse-
biiro, sondern die ILuitfahrtgescllschaift, deren Fiugscheins

Y

es verkauft, ist der gegehenenfalls haithar zu machende
Iuftfrschtfiinrer Schleichﬁr/&eywaﬁﬂfﬁbraham? ﬁam Rechi
der Iuftfahrt, %, Aufl., Art. 1 WA Aawm. 28 5. 2
ZT¥ 1962, 8: BRodenschatz VersWirt 1957, 358: Georvgiandes
RIFDA 1953, 16 ff; Urteil der Cour de Cassahion Paris

REFDA 19506, ?lf) Nichts anderes gilt wenn menrere rFlug-

reisende sich zusammenbtun {Gesellschaftsreise) und einer

von ihnen mit der Fluggesellschaft verhandelt und einen
Sammelhefﬁr&efungsvertrag'ab@dhlieﬁt ~ etwa der Vorstand
eines Sportelubs, eine Firma fiir ihre Angestellten: dsmn
i8t nicht der Vorstand oder der Unternchmer Luftiracht-
Tihrer, sondern allein das ausfithrende Luitizhriunter—.
nechmen (vgl. Schleicher/Revmenn/Abraham Art. 1 VA Anm, 20
2.%.; Bodenschatz 8a0 %60; Riese ZLR 1958, 7; Meyer Z5LA
1957, 328, 330), Mit diesen Fdllen 1538% sich der hiex

st entscheidende fall nieht vercgleichen. Anders als el

zinen Reisebiiro handelte es sich hier um eine von 2lnem
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Unternehmen organisierve Reise, das zu einem weltbe-
kannten Konzern gehort und dem die ?@ranﬁtaltung eliner
Jigen-Tlugreise zugetravt werden konnte, und um eine
Relse, die seinem Geschéf%sbetrieb diente.

bb) Die Haftung der Beklagten sls Beftrderer
inrer IFMlugesdste wilrde allerdings ausscheiden, wenn sie
lediglich deren Vertreter (§ 164 BGB) sein wollte und

sollte. Dafl dies hier der Pall h&tte sein sollen, nat

das Berufungsgerichv rechtsirrtumsireli verneint.

Die Beklagte hat nichis dafily vorgetragen, ilnwle-
fern ihr die Teilnehmer Vollmacht gegeben hatten, in ihrem
Namen fiir sie wit einer Fluggesellschaft abzuschlieBen.
Dagegen dirfte schon sprechen,'daﬁ_sie nicht etus der

Pluggesellschaft bei AbschluB des Chartervertrages die

Hamen der Teililinehmer wmitgeteilt hatte. Vor allem spricht

fﬁr.diﬁiﬁulegung des Berufungsgerichits, daB sie den
Teilnehwern nie bekannt gegeben hatte, wmit welcher Flug-
gesellschaft sie fliegen wiirden, wer also ihr Vertrags—
partner sein sollte, mit dem sie in ihrem Kamen hitte
abschlieBen wollen., Lediglich in dem fiir die Konsulste
bestimmben Referenzschreiben hat sie erwihnt, es solle
mit der Charter-Fluggesellschaft Paul M@ Air Service,
CofD -urickgeflogen werden. Durch dieses Schreiben
gollte aber nicht der Vertragsinhalt ndher bestimmt,
sondern nur dem Konsulat versichert werden, daB die
baldige Viederausreise sichergestellt sei.

Auch aus der Hagent—-clause! in Art. 1? des
Charter-Vertrages, den die Beklagte mit der Flugge-
sellschaf{ abgeschloasen hatte, ergibt sich niéht,
dafl sie nuy Veritreterin der Teilnehmer hitte sein
wollen und sollen. In dieser Klausel, die von vielen
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der IATA (International Air Traffic Association) ange-
norenden Gesellschaften bei der Charterung von Flug-
Zeugen vervasndt wird? heililBt es zwar, der Charterer |
schlieBe den Vertrag "both on his own behslf and as agent

c o for all . persons carried in the aircrafﬁ”,iﬁglo hierzu

eingechend Sundberg, Air Charter 1961, S. %59 ff). Ls
kann aber schon zweifelhaft sein, ob hier mit "agent"

‘.:G'
ein Vertréter im Sinne des § 164 BGB oder nicht blof,

wie sogleich ndher guszufiihren sein wird, ein Ver-

1

.
o
ﬂ i

tler geweint ist (vegl. Gronfors, Air Charter and

L 3
.

{
b

the ‘Yarsaw Convention 1956 S. 115 ¥n. 4; Schweickhaw#dt

=3

7IW 1964, 1%). Die Prage braucht bei der hier anzu-

“gtellenden Uberlegung noch nicht entschieden zu werden,

Jedenfalls kann aus den Abmachungen, die die Beklagte
mit der IFluggesellschaft getroffen hat, kein RiickschluB
zu Lagsten der Teilnehwer dahin gézogen werden, dafl sie
der Beklegten mit der Riicksendung des ausgefiillten An—

" meldeformulars Vollmacht erteilt hititen.

» & 3

darzutun versucht, dafl die Beklagte 1eﬁigliah,in~ﬁriﬁllum§
eines ihr von den Teilnehmern erteilten Auftrages wmit
der Charter-Gesellschaft einen Luftbefﬁrderuﬁgsvertxag,
wenn auch zugunsten der Heiseteiln&hmer¢ geschlossen

habe (Gegchiftshesorgungsvertrag). Diesen gegeniiber habe
sie keine Pflichit, sie zu befbrdern, libernommen, sondern

sich &hnlich einem die Beforderung durch einen Frachit-
fihrer vermittelnden Spsditeur (vgl. § 407 HGB) nur ver-

pflichtet, die das IFlugzeug vercharternde Gesellschal®
sorgfaltig auszuwihlen,

§
s
?

Der Revision ist zuzugeben, daB diesec engere wechi-
liche Konstruktion moglich ist (vgl. Guldimann, Inter-
iationales Lufttransportrecht 1965 Art. 1 Wi Rdn. 33
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Sohwelckhardt ZIW 1964, 2%:; Riese Z2LW 15962, 8:; Rudoli LY
1960, 146) und auch im gegeb@nEﬂ Fall in Betracht ge-
zogen verden xonnte. Aber schon im Handelsrecht isvT

die ¥ragge schwer zu entscheiden, ob der Beaufirazgte,

der mit dem Dritten im Interesse gselines ﬁuftraggeberﬂ
abschloll, dies auf desgssen Rechnung btat (Kommissionir
oder Spediteur) oder ob er auf cigene Rechnung bEGig

vurde (Bigengeschidft). So liegt es auch hier. Alles
ningt von den Uwmsténden des IFalles und von der Aus-

legung der erlalungon ab (Schleicher/Reymann/Abraham
Art. 1 WA Anm. 28 a.B.; Schveickhardt, Schweizerisches
Tufttransportrecht 1954 S, 50/51). Ob es sich dabel . '

e

um die in § 164 Abs. 2 BGB geregelte TFrage &aﬁﬁ@l%?

¥ -

wie das Berufungsgericht anzunchmen schein mags oilen

)

bleiben. MaBgebend ist jedenfalls der %Tig w&iﬂﬁ Grund-

Li

¥
L

daB es bel der Auslegung von Willeanserklirungen

J

nicht auf das ankommt, was der Prklirende vomdglich
geviellt, sondern darauf, was er erklirt hat. Beim Er—
klérmnvﬁempfﬁﬁger entstehende Unklarheiten gehﬁﬁ'nich%
zu seinen Lagten, sondern zu Lasgten dessen, der sich

nicht klar ausgedriickt hat. Von diesen Grundsitzen 1ist
”PSlthliuﬂ auch das B@rufungﬁgeridhi auggegangen, venn
es zu dem Ergebnis gekommen ist, daB die Beklagte nicht
bloBe "Spediteurin® war, sondern die Befdrderung selbst
iibernommen hatte, s0 kann das aus Rechtsgriinden nicht
beanstandet werden. Sic hatie den FPreis von 1,900 DM
festgesetzt. Davon, daBl sie iiber dessen Verwendung ihren
"Auftraggebern hdtte Rechnung legen sollen, ist nicht
die Hede gewesen. Nicht die Reiseteilnehmer sind an
sie herangetreten wmit dem Auftrsg, ihnen eine Reise

in die USA zu vernitvieln, sondern sie hat sie fily dic
von ihr veransvaltete und in ihrem Intercesgse licgende

Studienreise geworben.
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Die Hevigion meint. hier habe eg gich 'nur
D oy o~y - xr* % o e Fo ¥ . S r"'&’ £ % ",:5 M"‘%; e
um einen Vertrag sugunsten Dritter (9§ 328 BEB) gehandeltg,

Lamit gent sie an dem Kern des Problems voro
sein, daB der zwischen der smerikanischen Fluggescll-
'acﬁaft5(yéréhﬁrLﬁ“er} und der Beklagten (Charte
asbgeschlossene “Aircraft Charter Contract” auch su-
guﬁst&n ﬁef;iﬁ.diesem Vertrag ais Beftrderte vorgeseincnen
5. 8 des Contractas), wie

- . - N S - ;‘_,‘!..ﬂ'b ; PV L S i_,. - "{_;-.ﬁ." -
tige Charferverir agcﬁ hiufig vorschan (vZe. L0100,

H

g‘*.ﬁhl@ﬁﬁéi’l ar (so

d;mit&ti@n. of Iiebilities in International &ir I
1954 Hrz. 120 Fn. 3). Bel der Entscheidung des Hechbs-
B

treits kommt es aber nicht auf das Verh#dlinis
- Iluggesellschaft (ﬂaﬁ Deckungsverhdltnis) an, sondern
auf das zv i schen der Beklagien und den Teilnehmern be-
stehende "Ve luta-Verhdltnis., Dieses kann sehr wohl,
wie das '?evufungagﬁ?*lch‘t angenommen hat, bel eliner
mr&ﬂﬁp ort~Charter wiederum ein LuiibalefdexvnhuveerMw
3ein, n8wlich ein Unter~Beforderungsvertrsg, den der

-

Charterer wmit den von ihm geworbenen RHeisenden eiangehtv

i) . E & -

brillillung er einen

und zu dessen EElOfd@TungEV@Ptfuw

3

mit der ausfihrenden Iunfitlfahvritgesellschaft ahschlieflt
(ven Bodenschatz VersWirtsch 1957, 358 "echter Charter-
vertrag genannt; ihniich Eeai&hat Res bﬁﬂﬁdblliﬁﬂ

Civile en Cas d' Affréitement et de Locstion d' Aéronef,
1963 §. 40). Bei einem solchen Dreiecks-Verhdltnis ist

sber der- Charterer im Verhidlitnis zu den Réiﬁenden dersin
Imfttrachtfithrer, der ibhnen nach a&rt. 17 WA haftet
(Schleicher/Reymann/Abrahem Art. 1 WA Anm. 26; Rigse
ArchIR 10%¢, 1%5; Bodenschatz aal., S. 360: Goi
ational Airlegislations =nd the Warsaw Conventi
1857, S. 1343 Shawvero szBﬂ umcnt On Air law, 2. Auil,
1851 Anm. 513 D = %, Aufl. 1966 S. 50%)., Luch bei

' t e

" " T -3
aleser Hrage spleld®

-
<
entgegen der Ansicht der

a . { FanY . ! b | ¥ ‘ - - ~ r "‘ME by m - ritg ' .,'..p . e
die "asgent-clause" in Art. 17 des Chariter—-Ver trages
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teine ausschlaggebende Kolle. Bie bezweckt, zwischen
dem Vercharterer und den von dem Chariterer gebrachten
Passagieren unmittelbare Rechisbezichungen hergzustellen,
damit er auch ihnen gegeniiber die Stellung eines Iuft--
frachtfilhrers im Simme des Art. 1 VA hat, er sich daher
gegeniber etwa (auech) gegen ihn gerichteven Schadens-
ersatzklagen auf die Haftungsbeschrankungen des Art.
22 VWA berufen kann - mag er die Person seliner Fluggﬁgﬁa
zunfichst auch nicht gekannt haben ("undisclosed
principal® - vgl. Sundberg S, %60; Shewcross/Besumont
Nr. 351 = 3. Aufl. S, 480; Drion Nr. 120; Rudolf ZLW
1950, 146: Tmtoit, La Collaboration entre Compagnies
Aériennes 1957 8. 101). Die "agent"-Klausel wag daher

- bewixrken, dab die Pagsagiere azauch einen @iﬁﬁﬂ@ﬁﬁ direkten

defbrderungsanspruch gegen den Charterer erwverbe
(§ %28 BGB). Das viirde aber nichts daran #ndern, daB die
Passagiere zundchst und vor allem cinen Beftrderungs-—
verﬁrmg'mit dem Charterer, der als "agent" filr sie
“handelte, geschlossen hatten. Die Beanvwortung dieser
das Innenverh#ltnis zwischen Charterer und seinen Flug-
gasten betreifenden Fresge hdngt nicht von der Auslegung
des AuBenverhdltnisses zwischen Chartercr und Ver-
zartcxer? mlgc vom Inhalt des Chartervertrages, ab.
H&Qgcbeu& 15 a1191n3 ob die Beklagte den Vertrag nicht
nur im glgenem Ehmen,_gandern.auﬁh im eigenen Inter
esse, als Iufifrachifiihrer der von ihr gewmrb@ﬁeﬂ,ﬂaim
senden abgeschlossen hattea Das gber hat das Berufungs—
gericht, wie ausgefiiart, bedenkenfrei bejaht.

L..l'

4d) Zu Unrecht riigt die Revision, das Berufungs-—
gericht habe die Interessen, diﬁ'die Beteiligten bel
dicser Studienreiase Vﬂrfalqt hatten, ﬁlcht vollstvandig
und zutreffend geviirdigt.
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Das Eerufuﬁgﬁgexiﬁht'hat sicn cingehena mit der
interessenlage befalit, sie alierdings enigegen der o
wartung der Beklagten dahin gewlirdigt, gerade sie sSpracheg
fur die Auslegung, daBl sie selbst die PIilicht zur Be-
nfsrderuﬂg iibernommen habe. In der Tat ist nicht zu ver-
kﬂﬂn@ng daﬁ sich die von ihr als Werbe- aﬂd btudienraige
nicht nur vorhereitete, sondern bis in die #inzselheliien
mit fESuem Prog ramm,du*onorganlslerte Reise von Gesell-
scantmreisen und ‘den von Reiaavnternehmen‘ﬁﬂ ebotenen

Helsen deutllch_unterscheldexﬁ'ﬂzﬁ Teilnehmer flogen
nichtv etwa nur "mit Mé-" in die USA, um doxrt

eine Rundreise zu unternehmen. Sie nahmen vielmehr sn
einer "Mo@l - fcisc! teil, die ihr Interesse am Hauf
der GErfutter-Anlagen wecken sollte, deshalb unter der
Leitung des Chefs der Vexrk aufsforderungsabtellung stend
und nach einem vorgeschriebenen Programm ablaufen sollte,

dem sichn die Tellnehmer hatten unterwerien musgen.

Das Bérufungsgericht het daher féhlerfrei das
- Interesse der “eklagten.éarin,gefuﬂden, mittels einer
von ihr veranstalteten Gemeinschaftsreise den von ihx
| aﬂgeﬁtr@bten.wiytschaftlichen?Erfslg zu gevidhrleisten,
nagmlich den Verkauf der: Garfutter-Anlagen zu fordern

is mag zwar sein, daB bei den Tellnchmern ein gewisses
ax

}

?

daf3 1n.der letzten Woche der Reise auch Besichtigungen

E1g€n¢ﬁter sse an der Reise dadurch geveckt worden w

Ven.aliﬂemelmem Interesse stattfinden sollten. Das
stand jedoch der Auffassung des Berufungsgericuts nicnt
entgegen. o

ee) SchlieBlich 1assen auvh die lbrigen von der
Revigion vorgehracnuen.uwﬂtaﬁde nicht erkennen, daf die

¥

»

Auslegung des Berufungsgerichts rechtsfehlerhatft wire.
Vor allem kann HTChf die Rede davon sein, daB die Beklagt® |
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Derechtigt gewensen wire, die Ausflihrung €1nes 1Y (iher-
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Llangenen TAuttragesY gemin ¢ HE4 BOGR einem Uritien. nier

nagh® ';

.

Ger amcrikanischen Pluggesellschait, zmthw%WiE“““ziﬁ'wie die
e EE S e . . wr P . " P Wl o
cevigion meint. Hach den fehlerfreien festsleliungaen

dea derufungsgericnbs hatte die Beklagte

senden selbst dhernommen.

=
(%
by
b
L
-

s ™ .. x D ' - ey . > g hy ; " N ) - i -y
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Die Frage, wer Luftfrachtiithrer ist, daher die
den Art: 3 £ WA nibher geregelten Befdrderungspapisre
ni

=uszustellen und gegebene 11ls nach den AT,

¥

uu haften hat, kann bel einem "echten Chartervertrag v
zwelfeihaft gein. Denn hier gibt es sowohl elnen den
Plug ausfiihrenden wvie den veritraglichen ImItfrachtiihrer.

der dem Reisenden versprochen hat, ihn durch einen ande

-J»?
den tatsichlichen Luf$*raoht1uhfe , vefordern zu lassen.
yas Warschauver Abkommen enthilt keine Begriffsbestimmung.

Geht man davon aus, in dem Abkommen hitten vor allem
dlie Vertragshedingungen fir die Befdrderung im inter-
Hatl@ﬁ ilen Luftverkehr, sowelt sie zwingend sein soliliten

|
k

{Qfﬁg mﬁ 7} ., vereinheitlicht werden sollen, s0 wird man

den als unftira htgkﬂr 2y ansehen, der sich durch Verirag

im eigenen Namen verpflichtet hat, die Befdrderung auf dem

pete
{0
oy}

Luftwege durchzufiihren - se: gelost, sel es durch

Q

anderes. Wer jedoch bei der Frage, wann und wie ein Luft-
frachtlihrer hafieﬁ soll, in erster Lini

Haftung fiir Tod, Verletzung usw., vor allewm im Hinblick
auf die Hinterbliebenen im Auge het, vird annehmen, das
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Abkommen habe die Anspruche gegen den ausiilhrenden Jult-
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treifend das Zusatzabkommen vom 18. September 156171 lber
1 einem anderen als dem vertraglichen suitirachi-

fiihrer ausgefiihrte Befdrderung im internationslen [uit-

erkehr {in BT-Drucks. IV/1254) nither susgeiihrt ist.
Dieses Abkommen (sog,Guadalﬁgaramﬁmkﬂmmen; hat inzswischen
den Meinungsgtreit beseitigt: danach wiirde hier sowohl
die Beklagte als vertragliche Luftfrachtfilhrerin wie
die PI- AV :21s ausiiihrende Luftfracntfilnrerin
haften. Jedoch gilt das Abkommen nichv fiilr den hier zu
beurteilenden Unfall, der sich an W. (P 967 cr-
eignet hat. Die Streitfrage ist daher noch entscheidungs-

erhetlich.

b) Das Berufungsgericht vertritt die Ansicht,
inftfrechtfithrer sei derjenige, der sich vertragllic
lhuiubCleﬁeruﬁb verpflichtet hat, hier z2lso die Heklagte.
Dem ist zuzustimmen. |

Diesen Standpunkt hatte schon impner das deutsche
Schrifttum vertreten (Xoffka/Bodenstein/i{offka, Luftver—
kehrsgesetz 1937 3. 2608 ; Schleicher/ﬁegmannfﬁéraham.ﬁrt;T
Anm. 26, 28; Riese, Luftrecht 5. 408 und ZLR 1958, 7).
Auch das suslindische Schrifttum war iberwiegend dieser
Ansicht (Goedhuis, La.Cen?entién~ée_¥ﬁrﬂavie, 1933 5. 95
‘und in National Airlegialatianﬁ 5ﬁ:?34;_3h3ﬁcr0$ﬁ/3eaumant
Hr. 362 Anm. a) und 513 C;_Drian Nr. 118 #1; Grénfors 5. 38,
813 Pelichet 5. 158; Sundberg 3. 286 ff; Guldimann. Art. 1
WA Anm. 10). ' ' o

Dlm @ev1510n halt demgegenuber die im an lo-
auerl}az schen ﬁechtﬁkreiﬁ_vertretEﬁe Auffassung fur
richtig, zumal auch zwei franzjsische Autoren
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dieser Ansicht waren {Coquoz, Le Droit Privée Inter-

y P Y . r 2 Y o F o g : sy oy - 9 - - ’ 2o
mentaire de Droit A&flenﬁlaraagel 1953, Ny, 130}. Die von

39 e FHS 5 ¥ . - O
dieser Hgﬂﬁﬁﬁﬁ@ nung angeriihrien Argumentce ilberseugen inde

STy &%

nich%t., Das Varschaver Abkommen hat nicht nur die Haftung
Lursfrach zuhferﬁ vereinheitlicht, sondern auch die Ausgs
dexr Bml@fd@&ﬁﬁ%ﬂ%ChOiﬂG; von diesen aber spricht es im A

Abs. 2, Art. 4'Ab$a

[ e

2 und Art. 5 Abs. 2 im Zusanmenliang

AW

dem LeiGVGe“u g e%tr”& Auch ist im Art. 1 Abs. 2 und Az

die Hede ?Qﬂ af n Vereinbarungen der Partaiei und von den |
teien des Eefdrderungsvertrages |

Die Revision meint, oft habe der vertfﬁé$@h¢d clende
gu”%fr%chtfﬁﬁfef nicnt die Moglichkeit, die im Varschauer !

xommen vorgesehenen Befsrderungspapiere auszustellen, |

ndmlich die hei den gewerblichen Luftfahrtuniernchmen ﬁblﬁdmi
und von der I4AT4A flUr ihre Mibglieder vorgeschriebenen Yor-
drucke. Darauf kommt es indes nicht an. Das Abkommen verlang: |
die Ausfullung solcher Vordrucke nicht, sondern begnigt sich
mit den in Arti. 3 fT niedergelcegten, flir Flugscheéine schr
geringen Aanforderungen. Bei einem Chartervertrag wird es
sozar meist eher umgekehrt dem vertraglichen Rrachitfiinrer
leichter moglich sein, den Fluggédsten, mit denen er in Ver-
bindung steht und éie er - oft anders als der ausfiihrende
Luit ffaﬁhﬁ”ﬁhrér - namentlich kennt, einen IMlugschein =uszu-

stellen. Plr die angloamerikanische Auffassung konnte allen-

"3
um‘
w

falls sprechen, daf, wie die Revision geltend macht, nur der |
auafithrende Luftfrachtfihrer (der Vercharterer) die zur

Deckung der Haftungshdchstsumme unumgidngliche und von vielen
Lindern vorgeschriebene Versicherung abgeschlossen hat,

und zwar, da dies fir das ganze Fluggeug aul eine gewlisse
Zeit und nicht nur fir eine Reise geschehen Wlfd? vieitaus

- Yy

billiger, als vienn der vertragschlieBende Luftfracht{ihrer
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{der Charterer) gendtigt widre, sich wegen einer einzigen

v

vorn ihm veranstalteten Reise zu versicherr., Diescm Go-
danken konnte jedoch allenfalls im vorliegenden Fall, beil
icm ein Nichit-Luftfahrtunternehmen eine Befdrderung unter-
nommen hat, gewvisses Gewicht zukommen. Die Revision be-
denkt vor allem nicht, daff die Unterstellung des vertrag-
schliefienden Luftfrachtfihrers unter das Abkommen fiir ihn
den Vorteil hat, dall er nur bégrenﬁt haftet und seine
Haftung nach anderen Vorschriften grundsitzlicn susge-
schlossen ist (Art. 22, 24 WA), Im ibrigen 1H8% auch das
inzwischen abgeschlossene Guadalajara-Abkommen erkennen,
dafl die kontinental-europidische Auslegung nicht im vider-
spruch zu den Bestimmungen des Warschauer Abkommens ge-
standen hat (vglﬂ auch Meyer ZLR 1957, 330).

¢c) Vergeblich beruft sich die Revision auf Art. 30
Abs. 2 WA, wonach dann, wenn der Flug durch mehrere auf-
einanderfolgende Luftfrachtfithrer (ars. 1 Abs. 3 VWA ausge-
fiithrt worden is+t, der "erste Luftfrachtitthrer'" in der Regel
nicht fir Unfélle haftet, die sich auf der vom nachfolgenden
Frachtfihrer bveflogenen Teil-Strecke ersignet haben. Die
Vorazussetzungen dieser Bestimmung liegen hier offensicht-
tich nieht vor (vgl. Dutoit S. 61: Pelichet S. 149). Hier
handelte es sich nicht um eine Befdrderung suf Teilstrecken,
die von zwei aufeinanderfolgenden Iumftfrachtfihrern ausge-
fithrt worden wire (unrichtig Litvine Nr. 180).

%. Das Warschauer Abkommen gilt nach Art. 1 Abs. 1
anr fir entgeltliche Luftbefﬁrdewungen; unentgeltliche Be-

forderungen unterliegen ihm nur, wenn sie von einem Luft-

Ea

fahrt-Unternehmen ausgefihrt werden. Das Berufungsgericht

hat die Frage, ob die Beklagte die Teilnehmer der Reise

gegen bhntgelt befdrdert hat, bejaht. Auch insoweilt hilt
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das Urteil den Angriilfen der Revision stand,

a) Vas als Entgelt bzw. als unentgeltlich
im Sinne des Art. 1 WA anzusehen ist, ist dem Abxommen
selbst nicht mit Sicherheit zu entnehmen. Da es sich
um die Auslegung eines violkerrechtlichen Vertrages han-
delt, kann der im deutschen Hecht verwandte Begriffl
"unentgeltlich" (etwa in § 8 a StVG; § 1 PBefG; vgl .
zuch RGZ 163, 356) nicht herangezogen werden {(Drion
Hr. 563 vgl. Riese, Iuftrecht S. 68/69). Auch ein Rick-
griff auf das deutsche Luftverkehrsgesetz widre nichi
statthaft. Dieses spricht zwar in den ¢§ 20, 49 von
Fliigen "gegen Entgelt", aber in einem Zussmmenhang,
der nicht ohne weiteres mit der sich hier stellenden
Frage verglichen werden kann, Eﬁfﬂlgﬁd@ﬁﬁ@ﬁ Kann hiewr
auch nicht das Urteil des erkennenden Senats vom |
14. November 1967 (VI ZR 216/65 = LM LuftV¢ Nr. 5) heran-
gezogen werden, nach dem es sich auch dann um eine ent-
geltliche Befdrderung im Sinne des § 49 Luf+V& handelt,
venn der ILuftfrachtfithrer nur Erstattung seiner Selbst-
kosten verlangt hat. Der Senat hat schon in dieser Ent-
- scheidung heerrgeheben, dafi unter Befiorderung gegen '
mtgelt in ¥ 49 LuftVG nicht dasselbe verstanden werden
nmilese wie in Art. 1 WA (vgl. Schwenk ZLR 1963, 153, 160).

b) Die Auffassungen dariiber, was als "remunération'
(Art. 1 WA) anzusehen ist, sind geteilt. Einigkeit besteht
_darﬁbef, dall dem Luftfrachtfihrer ein liber seine Selbst-
kosten ninausgehender Gewinn zuflieBen muB oder doch
zuflieBen sollte (Koffka/Bodenstein/Koffka aa0 S, 270;
Schleicher/Reymann/Abraham Art. 1 Anm. 103 Riese S. 410;
ArchIR 1933, 301). In diesem Sinne legt auch iberwiegend
das ausldndische Schrifttum Art. 1 WA aus (Goedhuis, Ia
Convention de Varsovie, 8. 86 und National Airlegislations




0 e

S. 1265 Coquoz 3. 8Y: Lemoine, Traité de IDroit Aérien
1647 Hr. 577 Schwelcikhardt, Schweigzerisches Luld

portrecht, 354, 5. 15). Damit ist aber nur der Grund-
satz aufgestellt, vo:n dem in der Regel auszugehen ist.

o

tntscheidend ist 1mmer die Lage des Einzelfalles. Vor

21lem xommt es nicht daraut an, ob der Luftiracnviiihrer
i gegevbenen Fall Gewinn eyzielt hat. =Zr ist schon dann
den strengen und unabdingbaren Bestimmungen der Art. . 17

£ WA unterworien, wenn er in gewinnbringender Absicht

zenandelt hat. sweifelhaft kann allenfalls sein, ob der

bloBe Werbeeffekt, den ein Unternehmer mit einem Gratis-
flug zu erreichen sucht, den Flug schon zu einem ent-

geltlichen macht, well es dann des datzes 2 im Art. 1
Abs. 1 WA kaum bedurft hdtte.

Abzustellen ist darauf, ob es dem Beldrderer aur

um ”“Um} nsation seiner Auslagen Qder nicht (avch) um
"profit" ging (so treffend rittard, ﬂf@;i'ﬁefi%ﬁ 1957,
169 ff, angefilhrt bei Goedhuis &. 126 bzw. S. 86). bas
Werschauer Abkommen wollte vor allem die Bedingungen des
gewervlicnen Luftverkehrs vereinheitlichen, daher die
unentgeltiiche (“gfatuit“} Beftirderung eines Fluggasies
freiatelleng die aus nichbtkommers ziellen, sagaern 2115

mens cnllcheﬂ Grinden, vor allem aus Gefflligkeit erfolgte.
Denn ds nn liegt der Flug nahezu allein im Interesse des
Reis anaen? wihrend kommerzielle Plige so uherw“%genﬁ 1
Interesse des Luftfrachtfithrers liegen, daf keln Anlel
besteht, ihn von den Bestimmungen des Abkommens auszu-
nehmen. Dasher wird ein ¥lug in aller Regel schon dann
nicht wmehr. als unentgeltlich im Sinne des Art. 1 WA
angesehen werden kdnnen, wenn ein kaufmiinnisches Unter-
nehmen ihn zu einem genchidftlichen Zweck und danmit in
unmittelbar gewinndbringender Absicht lbernommen hatte
(vgl. Drion Nr. 56; Litvine Nr. 176; Schwelckhard =zal

"k

ok o
S 1R,
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¢c) Mit diesen Rechisgrundsidtzen steht die An-

e
sicht des Berufungsgerichis im Einklang.
Lie ‘Beirlagte hat, wie zugunsten der Hevision
anzunehmen ist, nur die Brstettung ihrer Selbstkosten
'@ywardﬁr% und ﬂrhalﬂeﬁ* ein Gewinn sollte ihr nicht
verbiﬁlﬂen;xéilerding%'war in dem Gesanmtpreis zuch
die itfahrt des Reiscleiters Dr. LD und eines
seiner Ili mfbel"be‘r enthalten. Das Herulungsgevrich®b Wil

i

schon darin, daB die Beklagte fur deren #lug nichts bcw
zahlt hat, einen Gewinn sehen, fushmiu der Mlug snt-
gelﬁlich TMWEs@n sei. Dies h#lt die Revision nicht fir
wlchtﬁg, we1l das mltfmiﬁgen der beiden ingestellten
notwendig mit der Verkaufaw und Werberelse zusammenge-
angen heve, die dadurch verursachten Kosten also zu den
%@lbatkosten der Beklazgten gehtrt hitten, die sie, ohne
damit =inen Gewinn erzielen zu wollen, auf die 74 Yeil-

nehmer habe umlegen diirfen. Ob die Revision damitf Hecht
hat, kann offen bleiben. Der atandpumxt des Beruiungsge-
richts wird schon von seinen ibrigen, im Tolgenden er-
trierten Erwigungen getragen.

Die Beklagte filhrte die ﬂtudienreigé nicht suf
Wunsch und zu Gefallen der Teilnehmer durch; sie wollie
dihnen nicht nur eine billige Rundreise durch die UZL,
rerbunden mit dem dadurch hervorgerufenen Werbeeffekt
fir ihre Pirma, ermdglichen. Die von ihr zum zweiten ilal
veranstaltete Reise war sowohl eine "Werbereise" wie g¢ilne
Verkaufsveranstaltung. I1hr Ziniadungsschrelben hatte sie
nur an Personen versandt, von denen sie hoffen konnte,
dzfl sie nach Rickkehr von der Reise, wenn nicht noch gar
wihrend der Reise, bei ihr eine GHrfutter-inlage bestellen
pder sich doch fir ihre %nﬁoh&ffuﬂg einsetzen wirden.

-
)

Zben deshalb flogen der Lelter der verkaulsfarderungssi-

~

teilung und sein Mifiarbeiter umit. Diese ZErwartung der Ho-




iLiagten wer nicht, wie die Revision weint, devart unsicnor,

- I :‘-‘a -y L~ - g H - - -: - > ’ - . . ,- ks ;“; ’: i
58 sie rechitlich nicht ausveichen kdnne, dem Flug die
Higenachaft eines unentgeltlich 7 en .,

Z2nachaft e 3 geltlichen zu nehuer

rulungsegericht weigt darauf hin, daB die Bek

o E;;
A s T Y e QU 5 b | : e Th ot M (I
Ansendul gn die im Vorjahr versnstaltete Heige 17 X

tutter-anlagen zum Preise von je 70.000 IM verkasuft
astite. Mg kann daher wechtlich micht miBbhilligh werden,
venn das Berurungsgericht in dieser aufmidnnisch -

- .

aurchaugs begriindeten Erwartung der Beklagten eine var-

mogZenswerte Gegenleistung der Teillnehmer gefunden L.

TT T onms S om0 Tae oy e =i o et . x Y I . -
Hierovei konnte es sich auch darauf stiltzen, dal die

Beklagte, vm den geschidftlichen Erfolg der Reise zu
ig! 3

rn, in ihrem Rundschreiben Wert daraufl gelegt hat,
dafl die Teilnehmer wihrend der dreiwdchigen Reige an den
vor ihr vorgesehenen landwirtschartlichen Besichiolgungen
usw. teilnshmen und nicht die Moglichkeit susnutzien,
nis zum Rickflug nach eigenen PlEnen durch die USA zu
reisen. Ohnehin blieb den Teilnehmern asngesichts des
liickenlos aufeinanderfolgenden Programms praktisch nichbs

-~

gnderes ilibrig, als gtets beli der Reisegruppe zu bleiben.

- Die Revigion rigt, das Bervfun gagericht sei
fﬁ&htaifrig davon ausgeg ongen, daB die Beklagte die
Teilnchmer vertr aglich gebunden ngtte, an allen Be-
aichtigungen tellzunehmen, und dafl es denn in dieser

Teilnehmern "geschuldeten" Gegenleistung das
Entgelt gesehen habe. In diesewm Sinne ist das angem
foehtene Urteil nicht zu verstehen. Um ciner Beftrderung
die Bigenschalt ”unentgeltlich” ZUu nenmen, 18t es nieht
erlich, daB der 'profit", den der EBeflrderey an-

i
Form

d
strebt, ihm suf Grund eciner rechtliich verbindlichen
“lichtung sus dem Vermdgen des TFluggestes zullieft,



- 35 w

_,_fi'" ‘u . _ - - _:; . - a3 . _l - . . “{f - " ) Y 5 i
Tlieden soll und zwar sufgrund einer schon hei Ab-

schlufl des Beforderungsvertregs getroffenern Versin-

-

porung. Das aber hat das Berufungsgericht h
gebnis zutrelfend bejant.

4. Zu Unrecht behauptet die Revision, die

i

bekklagte hahe Beweise dafir sngetreften, daB weder gic

noch die ""I‘— jﬁ.?- und deren Leute ein Ver—
schulden an dem Ungliick getroffen habe (4Art. 20 wa).
Inr Schrifiteatz vom 18, August 1966 setzt sich mwar
auch wit dem auseinander, was in dem amtlichen Unfsll-
bericht iiber die mdglichen Ursachen deg Lbhsturzes ange-

"'"'{

fihes 1st. Br enthdlt Jjedoch keine Beweise., die geeigne

sein konnten, die Vergchuldensvermutung des Art, 20 V4
auszuraumen. las Berufungsgericht erkliért daher ohne
Verstol gezen & 286 ZP0O, die Beklagte habe den ihr 0d-

liegenden Beveis nicht sngetbtreten.

5. Hilfsweise macht die Revision geltend, jeden-
falls sei cine Haftung der Beklagten wieder entFfallen.
Das trifft nicht zu. |

:z) Die Revision meint, durch den von dey initer-
eggengemeinschaft mit dem Versicherer der PrIEED
i1 G abgeschlcﬁaenen.VErgieich sei auch ilhre Haitung
entfallcen, weil die Hintervliebenen dabei aufl weltere

b

Anspriiche verzichtet hitten. Jedoch sind fiir die Be-

hauptung der Revigsion, der Vergicht der dinterviiebe-
nen habe auch zugunsten der Beklagten wirken sollen
(vgl., § 423 EGB)*,, keine Anhaltspunkte vorhanden., Dos
Berufungsgericht hatte keinen Anlafl, auf Vorlesgung

les Vergleichs zu wirken. Rechisanwslt Dr., VP hatte
n der mindlichen Verhandlung uater Vorlegung von

Mt
1y
'
Wy
R
]
wof

oy ) Yo | * _ - P Y e P -
igt nur, aall er ihm aus deren Vermggen zu-

"‘N



Schriftstiicken iiber den Inhalt dieses Vergleichs be-
richtet, ohne dal die Beklsagte dessen Vorlegung ver-
langt oder weitere IFragen gestellt hiatte.

b) Unbegriindet ist auch die Ansicht der Revi-
sion, dag Verhalten der Hinterbliebenen, sich zunachst
an die Preiiilll® AiGlED (und deren Versicherer) als

ihren Imftfrachtfiinrer zu halten, nuunmehr aber die Be-
klagte als ILuftfrachtfihrer auf Zahlung weiterer Be-
trige zu verklagen, stelle ein unzulé@ssiges Yvenire
contra factunm proprium' dar. Dall die Hinterbliebenen

in der Frsge, wer der ILuftfrachtfiihrer war, mit der
venige Tage nach VergleichsabschlulBl gegen die Beklagftle
eingereichten XKlage eine “KehthEﬁ&ung” gewmacht hiatten,
188t sich nileht feststellen. Bile gingen wit Grund davon
aus, daB letztlich die Pr@jD .G, >1:0 deren
Versicherer den Schaden regulieren mufite. Wenn die liuter-
espsengemeinschaft sich den anglo-amerikanischen Stand-
ounkt, ILuftfrachtfihrer sei die Projjffi® :; GlED
wesen, zunutze machte und dadurch von diesger eine Ent-
ﬁchédiguﬁg von nshezu 1,5 Millionen erlangte, so lag

dies auch im Interesse der Beklagten. Deren Ersatzpflicht
ist, wie die Hinterbliebenen nie bestritten haben, um
diese Betrige gemindert. | |

ge-

- Il. Das EerufungSgericht hat sowmit die grund-
sdtzliche Haftung der Beklagten aus Art. 17 WA recht-
lich einwandfrei festgestellt. Abschlieflend hat es
ausgefithrt, daB die Beklagte sich - von Art, 25 WA
abgesehen - schon deshalb nicht auf die Haf#ungQIgchﬁtm
summe des Art. 22 WA berufen kdnne, weil den Beige-
teilnehmern kein Flugschelin ausgestellt worden sei (ATt,
3 Abs. 2 Satz 2 WA). Entgegen ihrer Ansicht kénne ihr

-t LY

73

"Bestitigungsschreiben®” vom 2%. August 1961 nicht als

¥lugschein angesehen werden.
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Dieger Standpunkt des Berufungsgerichd

Recht von der Revision angegriffen

T - N | i *3 L u} . . .
a) Uber den Imhelt des Flugscheins stellt Art. 3
cohe

Ahs, 1 VWA mahrero Erfordernisse auf, denen er envspr

. : | . | . R Lok
5011, aber nicht muB. Nach Absatz 2 ist es aufl den Best3
und die Wirksamkeit des Beforderungsveritrages Ohne Lill-

e

f1luB, wenn der FPlugschein nich® ordnungsgemds ist, ek
Oder in Verlust gﬁraten ist. Das zmeigt, daB er rur 41

S P
AR SSAN

Funktion eines Beweispapieres hat (so jetzt ausdri
lich Sasty 1 des im H&ﬁgﬁf Protokoll neugefafifen Arv.
Abg, 2 YWA)., Br soll in privatrechtlicher Beziehung
bei der Abfertigung des Fluggastes schnell Klarhelt

ritber schaficea, ob der Reigende zu diesew Lestlimmtenl

"'..?J

L

Elug bercentigt igt: zuch mag er dsazu dienen, die
d & . ™ f‘“ Sy S oy
~recntliche Uberwachung sowie die innere Jrdnung

ces Geschi{tsbetriebes des ILuftfrachitfithrers zu gevd

Nach Buchst. e¢) des Art. 3 Abs. 1 WA soll der
rlugschein auch die Angabe enthalten, daB die Berbrderung
der Haftungsordnung des Abkommens unbterlie &t. Loch
nimmt auch des Fenlen dieses Hinwelses elnem ¥lugscheln
noch nicht diese Bigenschaft (Schleicher/Revman: n/ii.b...h_.., 210
Art, 3 Anm, ©3; Riese aal S. 432; Abraham 5. 3% Pn. 68
vnd in EL% 1953, 79). Brst die Neufsssung des Art. 3

im Hoageir Protokoll vom 28. Septeumber 1955 {RBRGB1L 1958
IT 291) hat hestimmt, daB das Pealen dieser Angabe
unweigerlich die Benktion des Art. 5 Abs., 2 WA guslist,
Indes 18t das Haagef Protokoll erst am 1. August 196% '
in Kraft getreten (BAnz. 1963 Nr. 148). Fir Unfillie,

Gie gich schon vorher ereigned haben. gil% ¢ nicht

(s0 auch Urteil der Cour: d'appel Poris LW 1867, 115:
schief KG NJVW 1961, 1170). Es 18B% sich such nicht, wie
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dies die Revisionserwiderung versucht, sagen, die neue
Fassung des Satz 2 iwm Art. 3 Abs., 2 VA habe Jedigiich
klargestellt, wie diese Bestimmung im Warscheuer Abp—
kommen zu vergtehen gewesen sel. Zwar ist in dem Ur-
teil des Bundesgerichtshofs vom 9. Ckiober 1964 (Ibv ZR
226/62 = NJIW 1964, 2348), obschon es um diec Beurtei lung
eines Unfalls aus dem Jahre 1958 ging, der & 51 LuftVe
i.d.F, des Gesetzes vom 25. Juli 1964 und das VWarschauer
Abkommen i.d.¥. von Den Haag szngefuhrt. Ob damit aber
eine Rickwirkung des Haager Protokolls anerkannt werden
sollte, muB bezweifelt werden (vgl. die Anmerkung von
Weassels in ZLW 1965, 168). Einer Auseinandersetzung mit
diesem Urteil bedarf es hier nicht, weil die Anderung
des Art. 20 WA im Hasger Protokoll fir die kntscheidunz

.i,

§1

des Ib~Senats ohne Bedeutung war.

Uag VWsrschauer Abkommen in seiner urspriinglichen
Fagsung stellte an den Inhalt eines ¥lugscheins senr

geringe Anforderungen: es genligte die aAusstellung irgend
eines Papiers, das die Berechtigung zum Fiug 2zu beweisen
vermochte (Goedhuis, Convention de Varsovie 8., 110:

"De la fagon qu’il veut"; ebenso in Air Legislations

S, 157¢ "any kind of ticket'; Shawcross/Beaumont,

2, Aufl, Nr. 406 Anm. b = 3.Aufl, 1966 3. 439: "some sort

of ticket!; Drion Nr. 251: "a slip of paper"). Das ist

auch sachgerecht angesichits der weitgehenden 3anktion,

die Satz 2 des Art. 3 Abs. 2 an das Fehlen eines Flug-
scheina kniipfte und die vielfach als iiberaus streng en-
pfunden wurde (vgl. Riese S. 422; Goedhuis, Air Legisla%iang
S, 155: Beaumont, Journal of Air Law 1949, 398; Juglart

Nr. 293%; Schweickhardt 230 S. 30). Die Sanktion mag

cerechitfertigt sein, wenn die Nichtausstellung eines
Plugscheins auf inkorrektem, etwa die luftpolizeiliche

2




Uberwachung erschwerendem Verhalten des TFrachtiiihrers
" beruht oder“wenn.éer Beftrderte gerade infolge der Nicht-
ausstellung des Flugscheinag einen die Hichstsumme iiber-
steigenden Schaden erlitten hat (Beaumont, Journal of
CAir Lawf19&7?¢34); Bel bloBen Ordnungsverstiflen und
vérﬁehen_je&ébh steht die Sanktion nicht im rechten
?Erhéltnis;ﬁﬁfaem Verschulden des Iuftfrachtiliihrers
. (vegl. Bﬁring? ArchfLR 1935, 10; Goedhuis, Alrlegis-—
" lations S. 1573 Drion Nr. 223). Sie ist daher won An-
fang an von deutsgher ceite bekémpft worden (vgl. Denk--
schrift des Reichs justizministeriums 1934 aal S. 3¢5
Riese*ﬁrohfLR 19%4, 47). Auch bei der Neufassung des
Art. 3 im Haager Protokoll hat die Bundesrepublilk suil
EeSéitigung dieser Bestimmung gedringt (Riese ZLR 1956,
- 15). Dac déutsche Luftverkehrsggesetz kennt eins solche
Vorschrift nicht. Eine formsle Handhabung der Sznktion
~ist dahar nicht am Platz. Wohl ist daran festzubhalten,
dal das vom Luftfrachtfiihrer ausgegebene Papier nicht
derart mangelhaft gein darf, dafl man &8 nicht mehr als
Plugschein ansprechen kannte (gchleiaharfﬁeymann/ﬁbr%ﬁam
Anm. 4; Riese 8. 432; Coquoz 3. 106/107). Dag wird nach
- bage des Jjewelligen Falles zu egtﬂdhéiden sein. Bs muf
jedoch geniigen, wenn aus dam.Papief ungweideutig her-
vorgeht, dal es zur Vornahme der betreffenden Plugreise
berechtigte (Koffka/Bodenstein/Koffka Art., 3 Anm. IV
a.B.; Drion Nr. 251; Guldimann Arit. 3 Rdn., 17).

b) Diese Mindest-Erfordernissen erfiillt, e
die_Beklagte mit Recht geltend macht, das Schreiben,
das sie jedem Teilnehmer unter ﬂénnung seines Namens,
£lgo nicht als bloBes Rundschreiben, am 25a'ﬂﬁgu$t
1961 geschickt hat. Denn der Flugschein braucht kein
Formular in der Art eines YFahrtausweises! zu sein.




g e

Untver Umstdnden kann auch ein Brief ein Flugschein sein
(30 wit Recht Drion Nr. 251). Sclche besonderen Umstinde
sind vorwiegend gegeben.,

Hier hatte nicht ein Luftifshrtunternehmen ode
der Halter eines Flugzeuges den Flugscheln auszustel!

T

sondern eine an sich nicht mit Luftbeffrderung befaBte
Firme, die flr einen einzigen Fall ein Flugzeug charterie
und dadurch, wie oben nidher begriindet, dic Rechte und
Pflichten eines Luftfrachtfihrers erhielt. Das Berufungs-
gericht meint, der Briel vom 23. August 1961 sei nichis
anderes gls ein kaufminnisches Bestd tigungsschreiben.
Dem vermag sich der Senat nicht anzuschlieBen, Das
trifift wohl zu fUur das Jenem Brief als Anlage beigefiigt
Rundschreiben, das rwiit "Lieber Amerikafahrer!® {(also
ohne Nennung des Namens) Uberschrieben ist und mit den
Vorten beginnti "Wir bedanken uns fir dic Ubersendung
Threr Anmeldung sowie fir die Uberweisung der IM 1.900%,
Dieses Schreiben enthiélt die Bestdtigung der Anmeldung
und des Fingengs der 1.900 IM, auBerdem auf den folgen-
der. Seiten Instruktionen fiir die Reise. Das ist bei dem
Schreiben vom 23. August 1961 anders: es begchrinkt sich
auf die Mitteilung, "daB wir fir Sie fiir die 2. Harvestore-
Sh ﬁiﬁﬁfﬁiﬁe nach den USA.Elnpﬁ Platz fest gebucht haben¥.
Diese Erklirung geniigte aber. fiir einen Flugschein. Das

ie Keinen Hinweis auf die Haftuﬁgabeﬁtimmuﬁgeﬂ.&eﬁ
Warschauer Abkommens enthielt, ist, wie auggeftihrt, un-
schidlich., Im iibrigen weist die Beklagte mit Recht
darauf hin, daB sie in der Anlage, die dem Brief beige-
fiigt war, goeraten hatte, fiir die Reise eine Unfallver-
'ﬁicherung abzuschlieBen. Dem konnten die Teilnehmer ent-
nehmen, daB im Falle eines Unglilcks die Haftung beschi: nks

eln werde.

‘?}':'W#an-. .
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Teilnehmern diese 1 Pe st&blguﬂvﬁ iiber

§-:s

S 2
den in Art. 3 WA vorgesehenen ”?luggaheiﬂ” nat

stellen wollen., Audl ﬂie,aubjektlve Willensrichitung des
dugstellers und des Fluggastes stellt es die Senkiion
des Art. 3 WA Jedoch nicht ab. Diese formale Bestimmung

1
ezweckt, den Beforderer zur Einhalitung der im art. 3 Wa

0"’

aufgestellten Regeln zu veranlassen. DaB dedurc

.y
ey
e
D

Pagsagierce usw, obne Riicksicht daraul beginstigt werden,
Se haden llberhaupt auf dem Fehlen dr Papie
ruht, igt ledigiich eine Nebenwirkung, dervetwegen die
Senktion nicht angeordnet ist. Maligebend ist a2llelin der
cbjektive Sachverhalt,

Auch kommt es nicht darauf an, ob sEwiliiche
Reipseteilnehmer den Brief bel sich hatten, wie dies
nach der Lebenserfahrung ellerdings zu erwsrien wire.
Die Sanktion greift nur ein, wvenn der Luftlrochifithrer

es vergdumt hat, einen Flugschein auszustellen. Ot der

e Lot

e

Reigende ihn auf dem Flugplatz bei sieh.hatg kann zwar.
r seine Abhfertigung von Bedeutung sein; fiir den Rin
ittt der Swnktlon.spielt e¢s keine Rolle (Guldimenn Ari.

% Rdn. L7 vgl. auch Riese, S o 432),@

| III. Somit rechtfertigt der vom Berulfungsge-
richt soeinem Urteil bisher zugrundegelegte Sachverhal-
‘nury die Festatellung, dall die BeMsgte bis zgur Hbhe der
in Art. 22 WA bestimmben Hochstsummen haftet. Da jedoch
der Versicherer der Pri® /i@ ¢:csc Hochst-
summen berecits ausgezahlt hat, kommt es daraui an, 0D

derdoriiber hinausgehende Klageanspruch andervieit be~
grindet ist.



1, Insofern haben die Kldger den Standuvunkt
vertreten, die Beklagtle hafte schon deshalb unbegrenzt, weil
sie auch aus Vertragsverletzung (aus § 325 BGB, positiver
Vertragsverletzung, Vertrag wit Schutzwirkung zugunsten
der Hinterbliebhenen) und aus den §§ 823 ff BGR verasnt-
wortlich sei. Das ist unrichtig. HNachdem feststeht, daB
die Beklagte Luflftfrachtifliihrerin igt und zus Art, 17 If
WA haftet, scheiden alle anderen Haftungsgrundlagen
aus (Art. 24 WA).

2. Der unbegrenzte Feststellungssentrag kann daher
nur begrindet sein, wenn die Behauptung der Hinterbliebenen
zutrifft, der Beklagten oder der PrEllD - G d
deren Leuten falle eine dem Vorsatz gleichstchende IFahr-
lissigkeit zur Last (Art. 25 WA). Das Berufungsgericht
hat diese Frage offen gelassen. Da deren Entscheidung,
vor allem die Wirdigung des amtlichen Unfaliberichts und
‘die Prifung der iibrigen von beiden Parteien vorgetragenecn
Umstédnde, dem Tatrichter vmrbehalteﬂ bleiben mufB, war die
Sache, soweit es um den unbegrenzten Feststellungsenirag
geht, zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an
das %erufungsgericht zuriick zuverwei sen, | '

Engels  Dr. Weber  NiiBgens  Sonnabend  Dung
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	149). Hier

	hot v/en dig ist nur, daß er ihm aus deren

	ließen soll und zwar aufgrund einer

	cnon bei Ah
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